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Rechtsstaatlich
bedenkliche Vorgänge

Protest gegen die Unvereinbarkeitsbeschlüsse der GEW in den 1970er-Jahren.

Das Bild zeigt eine Aktion gegen den Ausschluss des Lehrers Manfred Köhler aus

Frankfurt am Main 1977.

//124 Frauen und 169 Männer
wurden in den 1970er-Jahren
wegen "M.itgliedschaft oder
Unterstützung" sogenannter
K-Gruppen aus der GEW ausge­
schlossen, weitere Menschen
wurden nicht aufgenommen oder
verloren ihren Rechtsschutz.
In der Studie "Von den Grenzen
der Toleranz" beschreibt der
Hamburger Historiker Marcel
Bois die Gründe und Folgen der
Unvereinbarkeitsbeschlüsse. //

Wegen eines Antrags verlor eine Breme­
rin 1976 ihre GEW-Zugehörigkeit: "Sie
unterstützen den Kommunistischen
Bund Westdeutsch lands (KBW)", hieß
es in einem harschen Brief des Haupt­
vorstands. Begründung: Ihre Wortmel­

dung enthalte "eindeutig KBW-Forde­
rungen". Einen Beweis, dass die Frau

der linken Gruppierung angehörte, gab
es nicht. In Nordrhein-Westfalen hatten
zwei Mitglieder 1975 ein KBW-Flugblatt
mitverteilt - vor dem Unvereinbar­
keitsbeschluss, der GEW-Mitgliedern
verbot, die Gruppe zu unterstützen. Es
sei doch, so schrieben sie an den GEW­
Vorstand, "in der abendländischen
Rechtsordnung nicht üblich, Vergehen
rückwirkend zu ahnden". Das Argument

half nicht, 22 von 31 Vorstandsmitglie­
dern stimmten für Ausschluss.
Wie es zu diesen - rechtsstaatlich be­
denklichen - Vorgängen kam, arbeitet

Bois in seiner knapp 150 Seiten starken
Studie heraus. Er führt die Leserschaft in
die Zeit des Kalten Krieges und der '68er­
Bewegung mit ihren Konflikten, die
auch die GEW fast zerrissen. Gestritten
wurde über Bildung, Gesellschaftsrollen

und Staatsverständnis. Die Politisierung

habe für eine "Verschiebung nach links"
gesorgt, schreibt Bois. Bundesweit ge­
hörte geschätzt rund eine Million Men­

schen zum sogenannten linken oder al­
ternativen Milieu. "Die Zeit war geprägt

Erziehung und Wissenschaft I 09/2021

von der Suche nach Alternativen und
Utopien", so die Historikerin Alexandra
Jaeger, die in einer eigenen Studie die
Hamburger Unvereinbarkeitsbeschlüs­

se untersucht hat (s. E&W 2/2021). Im
Rahmen dieser Sinnsuche schlossen sich
Hunderttausende einer der zahlreichen
sozialistischen, kommunistischen oder

maoistischen Gruppen an.

GEW unter Druck
Der GEW brachte die Politisierung neue
Mitglieder, darunter viele Studierende,
die offen für linke Ideen waren. Auch

der Sozialdemokrat Erich Frister, der
1968 zum GEW-Vorsitzenden gewählt
wurde und das Amt bis 1981 innehatte,
bekannte sich zunächst zum Pluralis­

mus. Doch die Gewerkschaft habe un­
ter Druck gestanden, schreibt Bois. So
beobachteten die konservativen Medi­

en die GEW kritisch, für die "Bild" war

sie gar ein "Schwerpunkt linksextremer
Wühlarbeit". Misstrauen gab es auch
von der Politik, vor allem der CDU. Dazu
trug bei, dass 1972 die RAF-Mitglieder
Ulrike Meinhof und Gerhard Müller in
der Wohnung des GEW-Vorstandsmit­

glieds Fritz Rodewald verhaftet wurden.
Dass Rodewald selbst die Polizei rief,

half nichts: "Ein ganz schlimmer links­
radikaler" sei er, befand das Boulevard­

blatt "Praline".
Auch in der eigenen Mitgliedschaft
prallten die Meinungen aufeinander.
In diesem Spannungsfeld und vor dem
Hintergrund des staatlichen Radikalen­
erlasses, der GEW-Mitglieder beson­

ders traf, habe sich der Vorstand genö­

tigt gesehen, "seine Verfassungstreue
zu beweisen", schreibt Bois.

Konkret wurde es, als der DGB im Ok­
tober 1973 einen Unvereinbarkeitsbe­
schluss erließ, den die Einzelgewerk-
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schaften umzusetzen hatten. Kurz

darauf, im Januar 1974, verab­
schiedete die GEW Hamburg nach
Konflikten zwischen Mitgliedern
und Vorstand eine eigene Unver­
einbarkeitsliste. Weitere Landes­
verbände zogen nach, auch der

Hauptvorstand handelte: Der Ge­
werkschaftstag 1974/75 erteilte
dem Gesamtverband mehr Befug­

nisse, Ausschlussverfahren lagen
nun in der Hand des Hauptvor­

stands.

Berufsverbote drohten
"Der linke Frister - Linke frisst er",
lautete ein Spottsatz über den ge­
wandelten Vorsitzenden. Im Mai
1975 beschied der Vorstand erst­
mals über eine Liste mit 70 Namen.

Zwar war Widerspruch gegen den
Ausschluss möglich - allerdings
beim Hauptausschuss, dem Vor­
standsmitglieder angehörten. We­
gen dieser Praxis und den un­
klaren Kriterien für Ausschlüsse
gab es Kritik, sowohl im Vorstand
von einer Gruppe um die Berliner
GEW-Vorsitzende Lore Kujawa

als auch aus den Ländern und der
Mitgliedschaft. Der Landesverband
Berlin, dessen Versammlung den'

Unvereinbarkeitsbeschluss ablehn­
te, musste die GEW verlassen und
wurde erst 1979 wieder aufgenom­

men - dieses besondere Kapitel
konnte die Studie nur streifen. Was
in den Landesverbänden im Einzel­

nen geschah, könne Thema künfti­
ger Forschungen sein, sagt Bois.
Neben den Protesten stand die
Sorge, dass sich die GEW inhalt­

lich einengt, "durch Amputation
des linken Beins zum bildungspo­
litischen Krüppel" werde, so ein
Mitglied. Die Abgrenzung ging so
weit, dass Angehörige oder Sympa­

thisanten der K-Gruppen bei GEW­
Veranstaltungen nicht im Saal sein
durften - Funktionären drohte der

Ausschluss, wenn sie dies nicht
durchsetzten.
Tatsächlich traten K-Gruppen-Ka­
der oft konfrontativ auf, in einigen
Gruppen galten Gewerkschafter als

"Arbeiterverräter" und "Kapitalis-
enknechte". Doch viele derer, die

nicht im engen Zirkel mitarbeite­
ten, traf der Verlust der GEW-Mit­

gliedschaft hart. Schließlich führte
sie zum Verlust des Rechtsschut­
zes - besonders bitter, wenn par­
allel Berufsverbote auf Grundlage
des Radikalenerlasses drohten. Ob

es eine Zusammenarbeit zwischen
Gewerkschaften und Behörden
gab, lässt Bois offen. Auffallend

sei aber, dass Gewerkschaftsaus­
schluss und Berufsverbot oft zeit­
lich beieinander lagen und ähnlich
begründet wurden. Daher sei denk­
bar, dass Informationen informell
weitergegeben wurden. Belegt ist,
dass der DGB bis 1979 Listen aus­
geschlossener Mitglieder an einen

großen Empfängerkreis verschick­
te, bis Hinweise auf Datenschutz

dieses Vorgehen beendete.
Der letzte Ausschluss durch den
GEW-Hauptvorstand fand 1979
statt, aber erst 1989 strich die GEW
den Unvereinbarkeitsbeschluss aus
der Satzung. Als erste Gewerk­
schaft macht die GEW den Schritt,
die Praxis der Unvereinbarkeitsbe­

schlüsse wissenschaftlich aufzuar­
beiten. Es gelte, den damals Betrof­

fenen "ein Gesicht zu geben", so
die ehemalige Vorsitzende Marlis
Tepe in ihrem Vorwort zur Studie.
Die GEW bietet Menschen, die aus­
geschlossen oder nicht aufgenom­
men wurden, eine beitragsfreie

Mitgliedschaft und eine "Anerken­
nungspauschale" an. "Wir können
die vergangenen Entscheidungen
nicht rückgängig machen, aber
wir entschuldigen uns respekt­
voll gegenüber den Betroffenen",

schreibt Tepe.

Esther Geißlinger,

freie Journalistin

-Marcel Bois: Von den Grenzen der

Toleranz - Die Unvereinbarkeits­

beschlüsse der Gewerkschaft Erzie­

hung und Wissenschaft gegen Kom­

munistinnen und Kommunisten in

den eigenen Reihen (1974-1980).

Mit einem Vorwort von Marlis Tepe.

Beltz-Verlag, Weinheim 2021,

150 Seiten.
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Geprägt durch
den·Antikommunismus

Hans-Peter de Lorent

// Bildungsforscher Hans-Peter
de Lorent würdigt in einer
Biografie den ehemaligen GEW­
Vorsitzenden Erich Frister. //

E&W: Erich Frister leitete die GEW von
1968 bis 1981, in den Zeiten der Be­

rufsverbote. Das Thema betraf auch
Sie als jungen linken Lehrer. Warum
haben Sie seine Biografie geschrieben,
und hat Sie bei der Recherche etwas

überrascht?
Hans-Peter de Lorent: Ich beschäf­
tige mich seit über 40 Jahren mit Bil­
dungsgeschichte und fand es notwen­
dig, über diese Person zu schreiben,

die in den 1970er-Jahren prägend in
der bildungspolitischen Debatte war.

Ich selbst habe ihn bei Auftritten als
glänzenden Rhetoriker erlebt. Überra­
schungen gab es einige, denn so sehr
Frister öffentlich aufgetreten ist, so
wenig hat er sich über Privatleben und
Werdegang geäußert. So habe ich De­

tails seiner Herkunft herausgefunden,
die selbst enge Weggefährten nicht

Erziehung und Wissenschaft I 10/2021

kannten - mutmaßlich nicht einmal
Frister selbst. Es geht unter anderem

um seinen Adoptivvater, der ins KZ
Buchenwald kam, allerdings nicht als
politischer oder jüdischer Gefangener,
sondern wegen - von den Nazis be­
haupteter - Straftaten. Heute lässt sich
die Akte übers Internet herunterladen,
Frister konnte das damals nicht.

E&W: Sie beschreiben seine Talente,
seine rhetorischen Fähigkeiten. Gleich­
zeitig führte er autoritär, gerade Frauen

gegenüber, und schloss seinen eigenen
Landesverband Berlin aus der GEW aus.
Wäre jemand wie Frister heute noch als
Vorsitzender tragbar?
de Lorent: Er war eine Figur seiner
Zeit, geprägt durch den Antikommu­
nismus in Westberlin, geprägt durch
eigene Verletzungen aus der Kind­

heit - ich vergleiche ihn mit Ex-Bun­
deskanzler Willy Brandt (SPDj, der eine

ähnliche Geschichte hatte. Frister war
sehr misstrauisch und stringent in der
Arbeit: Auf Debatten, die er abwegig
fand, mit Leuten, die er für Spinner
hielt, hatte er keine Lust. Auch wegen
dieser Haltung wäre er 1981 nicht wie­

dergewählt worden.

E&W: Warum ist es heute wichtig, sich
mit ihm zu befassen?

de Lorent: In den 1970er-Jahren war
Erich Frister die GEW. Er hat das Profil
der Gewerkschaft geschärft, er hat viel
geleistet für Lehrerausbildung, gerade
für die Grund- und Hauptschullehr­
kräfte. Auch für eine entsprechende
Besoldung hat er sich eingesetzt. In
der Debatte um die Berufsverbote ist
interessant, wie sich seine Haltung ver­

ändert hat.*
E&W: Sie haben seinen privaten Hin­
tergrund beleuchtet - Frister kam aus
sogenannten kleinen Verhältnissen,
wurde zum Kriegsdienst eingezogen,
hat nie studiert. Spornte ihn an, dass
ihm Bildungschancen verbaut waren?

de Lorent: Ganz genau, das war sein
Impuls. Er hat für Chancengleichheit
für Kinder aus unterprivilegierten

Familien gekämpft, in dem Zusam­
menhang steht auch der Einsatz für.
bessere Bedingungen an Grund- und
Hauptschulen. Aus der eigenen Le­
bensgeschichte motiviert ist auch
sein Unwillen, über seine Herkunft zu
sprechen. Er bewegte sich auf der po­
litischen Bühne mit Personen wie dem
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ehemaligen Bundesbildungsmi­

nister und späteren Hamburger

Bürgermeister Klaus von Dohn-.
anyi (SPD), und es muss für Fris­
ter eine Genugtuung gewesen

sein, dass er einen Saal mitreißen
konnte, was der Yale-Absolvent

Dohnanyi nicht schaffte.
E&W: Die Tragik ist, dass Frister,

statt die Schulen demokratischer
zu machen, mit den internen Kon­

flikten der GEW befasst war. Ist er
gescheitert?

de Lorent: Die Gewerkschaft hat
auch in diesen Jahren inhaltlich
gearbeitet, hat sich für andere
Schulen eingesetzt, etwa für die
Entwicklung von Gesamtschulen.
Dabei hat Frister eine wichtige
Rolle gespielt. Bei der Integration

der Junglehrer der antiautoritären
Studentenbewegung hat er keine
gute Figur gemacht. Hier passt der
Vergleich mit der SPD, die ähnli­
che Schwierigkeiten mit der jun­
gen Generation hatte.
E&W: Aktuelle Studien über die
Unvereinbarkeitsbeschlüsse stei­
len den äußeren Druck auf die
GEW dar, Sie betonen innere Spal­
tungen und Fristers Haltung als
Antikommunist?

de Lorent: Er war von der Berliner
Frontstadt-Atmosphäre geprägt.
Hinzu kommt: Die GEW ist ur­
sprünglich eine Volksschullehrer­
Gewerkschaft gewesen, in den
Gremien bestimmten Rektoren,
oft ältere Leute. Nun kamen, gera­
de aus den Unis der Stadtstaaten,

die jungen Radikalen, die schon in
Auftreten und Habitus anders wa­

ren. Frister hat diese Jungen nicht
integrieren können. Aber welchen
großen Respekt er auch bei den
Linken genoss, zeigt der Vorfall
rund um die Festnahme von Ulrike
Meinhof, den ich schildere: Sie
und ein weite'res RAF-Mitglied

hatten sich bei Fritz Rodewald,
dem Sprecher der Junglehrer der
GEW, einquartiert, und der such­
te in dieser schwierigen Lage den

Rat Fristers, der ihm politisch eher
fernstahd.
E&W: Von der GEW ging Frister
zum gewerkschaftseigenen Woh-

nungsunternehmen "Neue Hei­

mat" (NH), er kam damit "vom
Regen direkt in die Jauche", wie er

selbst sagte, denn das Unterneh­
men stand durch Missmanage­
ment vor dem Bankrott. Wie hat
er verkraftet, dass seine Karriere
mit diesem dunklen Fleck endete?

de Lorent: Er hatte eine lange Kar­
riere hinter sich, aber war erst 54

Jahre alt. Als sich seine Hoffnung
zerschlug, DGB-Vorsitzender zu
werden, kam das Angebot, zur
NH zu gehen. Das Unfaire war,

dass ihm nicht gesagt wurde, dass
dort einiges im Argen war. Na'ch

drei Monaten flog das auf, die
Geschichte kostete die Gewerk­

schaften am Ende Milliarden. Für
Frister muss das tragisch gewesen
sein. Er ist noch dabeigeblieben

und hat versucht, die Dinge für
die Beschäftigten zu regeln, aber
das war bei diesem Desaster nicht
mehr möglich. Ungerecht ist, dass
bei vielen vor allem seine Tätigkeit
bei der NH im Gedächtnis geblie­
ben ist.
E&W: Am Ende seines Lebens litt er
unter Parkinson, hatte kaum mehr

Kontakte zu alten Weggefährten.
Hat die GEW ihren langjährigen
Vorsitzenden zu wenig wertge­
schätzt, oder lag es an seiner Hal­
tung?

de Lorent: Wahrscheinlich eine
Mischung aus beidem. Frister hat­

te sich zurückgezogen, und weil
er persönliche Kontakte nicht ge­
pflegt hatte, gab es eben weniger

Treffen. Mit der Biografie wollte
ich auch an die Verdienste erin­
nern, die er sich um die Bildungs­
politik und die GEW erworben
hat.

Interview: Esther Geißlinger,

freie Journalistin

-·siehe E&W 9/2021, S. 36 f. Erich
Frister hatte sich vom Linken,
der sich zunächst zum Pluralismus
bekannt hatte, zum Vollstrecker
der sogenannten Unvereinbar­
keitsbeschlüsse der GEW gewan­
delt.

Der Anpackende
Heiko habe ich 1979 ken­

nengelernt, als die Universi­
tät Bremen eine Delegation
von 50 Studierenden nach
Libyen zum 10. Geburtstag
der Universität Bengasi ent­

sandte. Was wir 'erst dort
erfuhren: Wir sollten sport­
liche Wettkämpfe austra­

gen. Diskutieren konnten
alle wunderbar, aber Sport? Heiko Gosch

Heiko nahm die Sache ent-
schlossen in die Hand und
bastelte aus unserem wilden Haufen irgendwie Mann­

schaften für Fußball und Volleyball zusammen. So war
Heiko. Wenn es etwas anzupacken galt, nahm er es in

die Hand.
Heiko hat sich in unterschiedlichen Funktionen in der
GEW und im Personalrat engagiert. In den 1990er­
Jahren arbeiteten wir zusammen als Landesvorstands­
sprecher/in, sein Lieblingsthema waren die Arbeitszeit­

modelle.
Die Angestellten - davon hatten wir in Bremen ja viele,
da über Jahre nicht verbeamtet wurde - konnten auf

ihn zählen. Wir streikten zu den Tarifrunden und das
ausgiebig. In Bremen und Bremerhaven - Heiko war im­

mer ansprechbar.
Um der Ungleichbehandlung der Angestellten gegen­
über den Beamten zu begegnen, kamen wir auf die
Idee, tarifvertraglich eine Zulage für Angestellte zu
erreichen. Mehrere massenhafte Streiks zwangen den
Arbeitgeber zu Schlichtungsverhandlungen. Heiko lei­
tete die Delegation der GEW. Als es dann zu später

Stunde endlich zu einem Ergebnis gekommen war, hat
Hans Koschnick (SPD) als Schlichter eine Flasche Kirsch­
wasser bestellt. Wir wurden genötigt, mit dem ehema­

ligen Bürgermeister von Bremen dieses für uns doch
eher ungewohnte Getränk zu zelebrieren.
Ende der 1990er-Jahre ist Heiko dann nach Frankfurt
am Main umgezogen. Dort arbeitete er von 1998 bis
2005 als GEW-Vorstandsmitglied für den Arbeitsbe­

reich Angestellten- und Beamtenpolitik.
In den letzten Jahren seiner Berufstätigkeit pendelte

Heiko zwischen Frankfurt und Bremen. Hier arbeitete
er in der Bildungsbehörde als Referent für die Unter­

richtsversorgung der Bremer Schulen.
In all den Jahren gab es für uns einen festen Termin:
Glühwein auf dem Weihnachtsmarkt an der Schlachte.
Ihn, seinen Humor und seine Ironie werde ich ver­

missen.
Yasmina Wöbbekind,

Landesvorstandssprecherin der GEW Bremen von 1992 bis 2004
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